Unterstützerkreis für Familie Yildirim                                                   Koblenz, den 30.5.2006

z. Hd. Jürgen Rathmann

Am Petersberg 10

56070 Koblenz

An den Minister des Inneren und für Sport

Karl Peter Bruch

Schillerplatz 3-5

55116 Mainz

Betreff: Bleiberecht für lang hier lebende Menschen, wie auch die Familie Yildirim aus                                                               Koblenz Neuendorf .

Sehr geehrter Herr Innenminister Bruch,

wie wir den Schreiben von verschiedenen Politikern, der Stadtverwaltung Koblenz und dem Bundespräsidenten entnehmen können, sollen Sie bzw. Ihr Ministerium die letztlich entscheidende Stelle sein, die über eine Abschiebung der Familie Yildirim in die Türkei entscheidet. Von der Stadtverwaltung Koblenz aus, ist die Abschiebung mit dem Ende des Schuljahres eine beschlossene Sache.

Im Folgenden eine kurze Übersicht zur Familie Yildirim:

Die Familie Yildirim ist vor 10 Jahren aus der Türkei geflüchtet, musste dort ihre drei kleinen Kinder, wegen den Gefahren der Flucht, bei der Großmutter zurücklassen. Alle Asylverfahren wurden abschlägig beschieden. Inzwischen wurden drei weitere Kinder in Deutschland geboren, Serhat  (9), Cebrail (7) und Emine (4), die hier zur Schule und in den Kindergarten gehen. Dort sind sie auch gut integriert. Für die Eltern besteht, wie die Stadtverwaltung schreibt, noch ein gewisser Integrationsnachholbedarf. Mitte Juli zum Ende des Schuljahres steht die Abschiebung an.

Argumente der Ausländerbehörde für die Abschiebung:

1. Wegen der Anzahl der Asylfolgeanträge (7) hat die Familie den langen Aufenthalt selbst verschuldet.

2. Eine humanitäre Härte wird nicht gesehen.

3. Die Integration der Familie lässt zu wünschen übrig. – mangelnde Sprachkenntnis und keine Arbeit-

4. Rechtliche Möglichkeiten im Sinne eines Bleiberechts für lange hier lebende Ausländer sind mangels einer Entscheidung auf der Innenministerkonferenz nicht gegeben.

Gleichwohl sieht die Behörde die besondere Situation der hier geborenen Kinder.

Argumente des Unterstützerkreises der Familie Yildirim gegen eine Abschiebung:

1. Eine Abschiebung würde die Entwicklung der Kinder derart stören, so dass wir irrreparable Störungen befürchten. Alle Kinder können deutsch und kurdisch aber kein türkisch. Je nach dem an welchem Ort in der Türkei sie landen, wären ihre Zukunftsaussichten sehr gering. Eine Abschiebung ist für die Kinder mit Sicherheit ein sehr traumatisches Erlebnis, das ihr ganzes Leben prägen wird.                          Laut Artikel  3 der UN-Kinderrechtskonvention ist das Wohl des Kindes unter                               anderem von allen Behörden vorrangig zu berücksichtigen. Das bedeutet die Entwicklung des Kindes darf nicht gewaltsam gestört werden. Kindern, deren Heimat Koblenz ist, darf diese nicht einfach aberkannt werden.                                                 In Artikel 19 wird gesagt, dass das Kind vor jeder körperlichen und geistigen Gewaltanwendung geschützt wird. Eine Abschiebung ist für das Kind exakt eine solche Anwendung von Gewalt.                                                                                  Uns ist vollkommen unklar, wieso die UN-Kinderrechtskonvention in Deutschland und in Österreich als einzigen Ländern innerhalb der EU, trotz Unterzeichnung nicht voll anerkannt wird. Auch hat sich bisher kein Politiker und keine Behörde zu den Gründen der Einschränkung, die bei der Unterzeichnung gemacht wurden geäußert. Unserer Meinung nach sind diese Einschränkungen nicht mehr zeitgemäß. Schon gar nicht wenn unsere höchsten Repräsentanten, wie Bundeskanzlerin Merkel in China die Einhaltung der Menschenrechte verlangen.                                                    Kinderrechte sind auch Menschenrechte.                                                                       Es entsteht in Deutschland der Eindruck, dass Kinder von Ausländern lediglich eine Sache sind und keine Menschen.                                                                                            

2. Seit wir die Familie kennen, stellen wir fest, das sie sich sehr um eine Integration bemüht.                                                                                                                        Frau Yildirim, die Analphabetin ist, besucht seit 2003 einen entsprechenden Kurs in einem Kindergarten und macht auch recht gute Fortschritte.                                     Herr Yildirim hatte schon früher (2003) einen Kurs bei der Volkshochschule und besucht jetzt seit März einen weiteren an der Volkshochschule Koblenz.                                                Es ist natürlich schwer in einem Wohngebiet  wie dem Kreutzchen in Koblenz sich zu integrieren. Oft hat jede Familie im Haus eine andere nationale Herkunft, die die Integration nicht gerade fördert. Trotzdem ist die Familie bezüglich der Sprachqualität auf einem guten Weg.

3. Seit langer Zeit bemüht sich Herr Yildirim um Arbeit. Bedingt auch durch die kurzen Duldungszeiträume ist es ihm bisher nicht gelungen eine Arbeit zu finden. Selbst jetzt, während der Sommermonate, ist als Erntehelfer keine Stelle zu finden, da das Arbeitsamt den Bauern vorschreibt, mehr deutsche Kräfte einzustellen. Unterlagen über die intensive Arbeitssuche von Herrn Yildirim sind vorhanden.                  Angesichts der Lage am deutschen Arbeitsmarkt ist es auch unserer Ansicht nach nicht korrekt eine Abschiebung an der Frage nach Arbeit festzumachen.

4. Nach der Durchsicht einiger alter Gerichtsakten stellt sich für uns auch die Gefahr politischer Verfolgung nach einer Abschiebung dar.                                                   Der Bruder von Herrn Yildirim war Kämpfer der PKK und ist 1992 umgekommen. Vor und nach dieser Zeit wurde die Familie von türkischen Sicherheitskräften sehr drangsaliert. Herr Yildirim sollte Dorfschützer werden, was letztlich den Ausschlag für die Flucht gab.                                                                                                       Hier in Deutschland hat Herr Yildirim gegen diesen innerstaatlichen Krieg  in der Türkei demonstriert und auch Protestschreiben an den türkischen Generalkonsul gerichtet. Auf einem Flyer des Vereins Connection e. V., der sich für Wehrdienstverweigerung einsetzt, ist Herr Yildirim bei einer Demonstration deutlich zu erkennen.                                                                                                          Nachdem Herr Yildirim, auf Drängen der Ausländerbehörde, einen türkischen Pass beantragt hatte, wurde bekannt, dass am 5.6.2006 in Nusaybin eine Gerichtsverhandlung gegen ihn stattfindet, bezüglich seiner Aktivitäten in Deutschland. Näheres hierüber ist zurzeit noch nicht bekannt.                                   Vor diesem Hintergrund und der derzeitigen Eskalation in den türkischen Kurdengebieten sehen wir eine Gefahr für die Familie bei einer Abschiebung.         Die Äußerung des türkischen Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan: „Unsere Sicherheitskräfte werden die notwendigen Interventionen gegen alle diejenigen durchführen, die sich zum Werkzeug des Terrors machen, auch wenn es Kinder oder Frauen sind. Ich möchte, das dies klar verstanden wird“, lässt nichts Gutes erwarten. Gesagt hat er dies während den schweren Unruhen in den Kurdengebieten Ende März/ Anfang April diesen Jahres, bei denen 15 Menschen, darunter 5 Kinder, getötet wurden. Zahlreiche Menschen wurden verhaftet und es gibt auch Berichte über Folterungen an Kindern in diesem Zusammenhang. Auch die gezielte Provokation in Semdinli durch Unteroffiziere der Gendarmerie gibt ein beredetes Zeugnis über die Praktiken der türkischen Sicherheitskräfte.                                                                 Wir finden es unverantwortlich, die Forderung von Bundesinnenminister Schäuble, nach verstärkten Abschiebungen auch in Krisengebiete, weiter durchzuführen.

5. Eine Politik der Ausgrenzung von Menschen empfinden wir als besonders schlimm, gerade auch vor dem Hintergrund einer Nazi-Demonstration am 13.5. hier in Koblenz. Viele Menschen, die ein Zeichen gegen den braunen Rassismus und deren Machenschaften setzen wollten, haben hier in Koblenz Flagge gezeigt. Oberbürgermeister Dr. Schulte-Wissermann sprach davon, dass alles für die Integration von Fremden und für die Menschenrechte getan werden muss, dass Menschenrechte unveräußerlich sind.                                                                        Auch vor diesem Hintergrund gesehen, dürfen Koblenzer Kinder, wie die der Familie Yildirim nicht abgeschoben werden. Man würde nur die Forderungen der Nazis bedienen.

6. Die ständige Verschiebung der Debatte um ein Bleiberecht auf der IMK lässt vermuten, dass die Absicht besteht, durch verstärkte Abschiebungen, wie von Bundesinnenminister Schäuble gefordert, Fakten zu schaffen. Damit bei einer eventuell beschlossenen Bleiberechtsreglung kaum noch jemand übrig bleibt, der in den Genuss dieser Reglung käme.                                                                                   Hier scheint es uns wichtig zu sein, entweder einen Abschiebestopp bis zu einer Entscheidung zu verfügen, oder schnell zu entscheiden. Das Austragen dieser Entscheidungsfindung auf dem Rücken der betroffenen Menschen ist jedenfalls unseres Rechtsstaates unwürdig.                                                                                 Eine klare Entscheidung, wie vom ehemaligen Bundesinnenminister Schily in einer Pressemitteilung vom 23.6.2005 gefordert, die Kinder nicht zu einem unpersönlichen Gegenstand von Ausländern macht, ist dringend notwendig. 

Nachdem wir aus vielen Briefen und Gesprächen mit Behörden und Politikern erfahren haben, wie sehr sie die Situation dieser Menschen verstehen und bedauern, nachdem wir wissen, dass viele Menschen in Deutschland in ähnlicher Situation sind, die die gleichen Antworten wie wir bekommen, fragen wir uns wirklich: „Wer trägt hier die Verantwortung für die Menschen die abgeschoben werden sollen?“

Anscheinend niemand.

Trotzdem denken wir, Kinder die hier geboren wurden, deren Heimat Koblenz ist, gehören, wenn sie wollen, nach Koblenz.

Die Überschrift zum Leitbild unserer Stadt lautet:

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: Die Stadt zu Bleiben.

Sollte es da so etwas geben wie Erwünschte und Unerwünschte?

Sehr geehrter Herr Innenminister Bruch, wir möchten Sie bitten, sich einzusetzen für diese Familie, für die Menschen die lange hier leben, für ein Bleiberecht. Dafür, dass sie nicht „fünf Minuten vor zwölf“ abgeschoben werden.

Durch ihre Unterschrift bei unseren sonntäglichen Mahnwachen vor dem Rathaus der Stadt Koblenz machen viele Menschen ihre Zustimmung zur Unterstützung der Familie Yildirim und zur Zustimmung zu einem Bleiberecht deutlich. Ähnliche Aktionen, für Menschen die abgeschoben werden sollen, finden in vielen Städten und Gemeinden im ganzen Bundesgebiet statt. In Freiburg hat der Gemeinderat aus aktuellem Anlass, einstimmig eine Resolution für ein Bleiberecht beschlossen.

Damit Sie sich ein besseres Bild von der Situation machen können, würden wir Ihnen gerne auch in einem Gespräch mit der Familie Yildirim unsere Gründe ausführlich darlegen.

Mit freundlichen Grüßen,

für den Unterstützerkreis

Jürgen Rathmann
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